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A) Vorbemerkung 
 

1.) Gesetzliche Grundlagen 
 

Die Grundlage für die Änderung des Bebauungsplanes bildet die Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch  § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 
15. Mai 2018 (GVBl. S. 260) geändert worden ist; 
das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), Neugefasst durch Bek. v. 3.11.2017 I 3634 
und die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 2007 (GVBl. S. 588) BayRS 2132-1-I, die zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 375) geändert worden ist 
 
 
Zugehörige Verordnungen sind: 
 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786); Neugefasst durch Bek. v. 
21.11.2017 I 3786 
 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
 Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
  (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai  
  2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist 

 

2.) Landes- und Regionalplanung 

 
Erfordernisse der Raumordnung für die Region sind in folgenden 
Raumordnungsplänen festgelegt worden: 
 

• Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013  
(230-1-5-W); geändert durch Verordnung vom 21. Februar 2018 
 

• Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion 8, Westmittelfranken 
des Regionalen Planungsverband Westmittelfranken  
 



                             Gemeinde Münchsteinach                             
                        Begründung zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Weinberg“  

    

 
Seite 5 von 22 

 

Die im Landesentwicklungsplan  festgelegten Ziele sind zu beachten und Grund-
sätze zu berücksichtigen. Die im Regionalen Entwicklungsplan für die Planungs-
region Westmittelfranken getroffenen Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind 
in der Bauleitplanung zu beachten. 
 

3.) Ziele der Raumordnung 
 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Darüber hinaus sind für die Bauleitplanung die Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung relevant. Bei den Zielen handelt es sich gemäß § 3 Nr. 2 
ROG um die verbindlichen Vorgaben der Raumordnung, die in der Bauleitplanung zu 
beachten sind. Die Grundsätze der Raumordnung nach § 3 Nr. 3 ROG hingegen sind 
der gemeindlichen Abwägung zugänglich. 
 
Im Bebauungsplan dürfen die Ziele zwar konkretisiert und eigenverantwortlich aus-
gestaltet werden, jedoch darf sich der Bebauungsplan nicht darüber hinwegsetzen. 
 
Sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 3 Nr. 4 ROG (dazu gehören z.B. 
In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung und Ergebnisse förmlicher lan- 
desplanerischer Verfahren wie des Raumordnungsverfahrens und landesplanerische 
Stellungnahmen) müssen wie die Grundsätze in der Abwägung berücksichtigt 
werden. 
 
Durch den Regionalplan wird das Gebiet in dem sich der Geltungsbereich befindet, 
als "ländlicher Teilraum" dessen Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll, be-
zeichnet.  

 
 

B) Planungsrechtliche Voraussetzungen 
 

1.) Planungsanlass und Hauptplanungsziele 
 

Anlass für die Änderung eines Teilbereichs des rechtskräftigen Bebauungsplanes  
Nr. 4 „Weinberg“ ist das Begehren der Gemeinde Münchsteinach und der weit 
überwiegenden Mehrzahl (lt Umfrage der Gemeinde Münchsteinach rund 82%) der 
Eigentümer der Grundstücke des jetzigen „Sondergebietes Wochenendhausgebiet“, 
die dortigen Häuser zur dauerhaften Wohnnutzung verwenden zu können, bzw. die 
Grundstücke mit Häusern zu bebauen, die der dauerhaften Wohnnutzung dienen. 
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Ziel ist demnach die Überplanung des bisherigen „Sondergebietes Wochenendhaus-
gebiet“ durch eine entsprechende Satzung als zukünftiges reines Wohngebiet im Sin-
ne des § 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

Es soll hier die Innenentwicklung durch Nachverdichtung gefördert werden und somit 
dem Ortsteil Altershausen die Perspektive einer maßvollen Entwicklungsmöglichkeit 
gegeben werden ohne dass zusätzliche Flächen (z.B. durch Einbeziehungssatzun-
gen)  in Anspruch genommen werden. Es gilt die Zielsetzung, den Innenbereich nach 
§34 BauGB vorrangig vor dem Außenbereich § 35 zu Entwickeln. 

Der Gemeinderat Münchsteinach hat daher am 19.12.2017  die 1. Änderung  
des Bebauungsplans Nr. 4 „Weinberg“ vom 9. Februar 1979 beschlossen.  

 
Der Beschluss wurde am 11.01.2018 ortsüblich bekannt gemacht.  
 
Aus Gründen der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung (§ 1 Abs. 3 BauGB) wird 
hierzu ein Bebauungsplanverfahren nach § 13a; Abs. 1; Nr. 1 BauGB, angestrebt, da 
es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt. Dieses soll als be-
schleunigtes Verfahren, zweistufig durchgeführt werden. 
 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die Vorschrif-
ten des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB.  
 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann im beschleunigten Verfahren ein Bebauungs-
plan aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan angepasst wird. 
 
Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach §2 Absatz 4 BauGB, allerdings entbindet dies nicht von der Ermittlung möglich-
er Umweltbelange. 
 
Mit der Änderung des Bebauungsplans und der Durchführung des Bebauungsplan-
verfahrens wurde das Ingenieurbüro Rausch + Partner in Neustadt/ Aisch beauftragt. 
 
 

2.) Aufstellung im beschleunigten Verfahren 
 

Seit der Änderung des Baugesetzbuches (BauGB) zum 01.01.2007 ist es möglich, 
Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung 
oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, in dem beschleunigten Ver- 
fahren gemäß § 13 a BauGB aufzustellen. 
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Ein Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn 
in ihm eine zulässige Grundfläche i.S. des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der 
Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt. 
 

• weniger als 20.000 m² oder 
• 20.000 m² bis weniger als 70.000 m² (mit Vorprüfung des Einzelfalls). 

 
 

 
 
 
Der zu Ändernde Bereich des vorliegenden Bebauungsplanes umfasst eine bebau-
bare Gesamtfläche von ca. 16 770 m². Die Grundflächenzahl ist mit 0,2 festgelegt. 
 
Unter Berücksichtigung der maßgebenden Grundstücksfläche und der im Bebau-
ungsplangebiet festgelegten Grundflächenzahl ergibt sich eine zulässige Grund-
fläche, die innerhalb der Zulässigkeit nach § 13a Abs. 1 Nr. 1BauGB liegt. 
 
Eine Aufstellung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ist somit zu-
lässig.  
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3.) Prüfung und Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
 

Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens ist nach § 13a Abs. 1 Satz 4 und 
Satz 5 BauGB ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan 
 
a) die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur 
 Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen 
 und 
 
b)  wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 
 genannten Schutzgüter bestehen. 
 
zu a) keine Zulässigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben 
Dies bedeutet, dass durch den Bebauungsplan keine Vorhaben zugelassen werden, 
die einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

 
Mit dem Bebauungsplan ist kein Vorhaben, welches einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegt, geplant (vgl. geplante, zulässige Nutzungen). 

 
zu b) keine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b genannten Schutzgüter. Hier- 
mit sind die nach Flora- Fauna- Habitat- Richtlinie (FFH- Richtlinie) geschützten Ge- 
biete gemeinschaftlicher Bedeutung (Natura 2000: FFH-Gebiete und Vogelschutz- 
gebiete) gemeint (§ 32 BNatSchG). 

 
Mit dem Bebauungsplan werden keine Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Natura 2000: FFH-Richtlinie oder Vogel-
schutz-Richtlinie) beeinträchtigt. 

 
Es ist festzustellen, dass mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Weinberg“ 
kein Vorhaben, welches der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegt, vorbereitet wird. Auch liegen keine Anhaltspunkte für die Beein-
trächtigung der Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB vor. 
 
Die Voraussetzung für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a 
BauGB ist somit gegeben. 
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4.) Flächennutzungsplanung 
 

Gemäß § 1 Abs. 3 i.V.m. § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) besteht für die 
Gemeinden und Städte die Pflicht, Bebauungspläne bei Bedarf aus den aufgestellten 
Flächennutzungsplänen zu entwickeln. 
 
Ausschnitt aus dem gültigen Flächennutzungsplan für die Ortschaft Altershausen 
 - ohne Maßstab- 
 

 
 
 
Der derzeit gültige Flächennutzungsplan stellt die Ortschaft Altershausen als eine 
Zusammensetzung aus „gemischten Bauflächen“   M   (braun); „Wohnbauflächen“   
 W   (rot); und „Sonderbauflächen“    S   (orange) dar, die an der nordwestlichen Seite 
an ein Waldstück  W angrenzt.  
 
Südwestlich des Geltungsbereiches befindet sich der Bachlauf der „Weisach“. 
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Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln; bzw.  
kann nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des 
Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächen-
nutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Die geordnete städtebauliche Entwicklung 
des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist 
dann im Wege der Berichtigung anzupassen. 
 
Dabei sind unter Ordnung gute Zuordnung der Nutzungen nach den Bedürfnissen 
der Einwohner, Verträglichkeit von Nutzungsarten und Nutzungsdichten untereinan-
der, Harmonie im Ortsbild und ein logischer, wirtschaftlicher Aufbau des Gefüges zu 
verstehen 
 
Die Fläche des zu Ändernden Bereichs des vorliegenden Bebauungsplanes ist im 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB als „Sonder-
baufläche“, ausgewiesen. Bei der beabsichtigten Art der baulichen Nutzung als 
„reines Wohngebiet“ wird nach geltender Rechtsprechung in etwa der gleiche 
Schutzstatus zugebilligt wie in einem Wochenendhausgebiet. Damit wird auch dem 
Gebietserhaltungsanspruch der Grundstückseigentümer in weiten Teilen Rechnung 
getragen. 

 
Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen zur Aufstellung nach 
§ 13a Abs. 1 BauGB. Die Nachverdichtung des jetzigen „Sondergebietes Wochen-
endhausgebiet“  beeinträchtigt die geordnete städtebauliche Entwicklung des Ge-  
meindegebietes nicht. Durch die städtebauliche Neuordnung des Plangebietes 
wird zugleich dem Ortsteil Altershausen die Perspektive einer maßvollen Entwick-
lungsmöglichkeit gegeben, ohne dass zusätzliche Flächen in Anspruch genommen 
werden. Der Flächennutzungsplan kann somit nach § 13a Abs. 2; Nr. 2 im Wege der 
nachrichtlichen Berichtigung angepasst werden. 
 

5.) Verfahrensverlauf 
 
Im beschleunigten Verfahren gelten die Verfahrensvorschriften des § 13 Abs. 2 
BauGB (Vereinfachtes Verfahren). Dies bedeutet, hier verkürzt sich das Verfahren 
auf die öffentliche Auslegung des Planentwurfs. Von einer frühzeitigen Unterrichtung 
und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB kann abgesehen werden. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig und ge-
mäß § 3 (2) BauGB im Rahmen einer öffentlichen Auslegung durchgeführt. Parallel 
dazu wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie sämt-
liche Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig und gemäß § 4 (2)  
BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.  
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6.) Umweltprüfung und Eingriffsregelung 
 
Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB sind im beschleunigten Verfahren des Weiteren die 
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB anzu- 
wenden. Demnach entfällt für Bebauungspläne der Innenentwicklung die Verpflich- 
tung zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. 
 
Von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, sowie von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2, BauGB welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind wird 
abgesehen. Die Überwachung nach § 4c BauGB entfällt. 
  
Mit Bebauungsplänen der Innenentwicklung, die der Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung 
dienen, soll eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme und damit ein weiterer Eingriff 
in die Natur und Landschaft vermieden werden. 
 
Vom Gesetzgeber wurde deshalb festgelegt, dass Baurechte, die durch Bebauungs- 
pläne der Innenstadtentwicklung bis maximal 20.000 m² (bebaubarer) Grundfläche 
geschaffen werden, keine Eingriffe darstellen. Die Eingriffsregelung ist somit für Be-
bauungspläne der Innenentwicklung mit weniger als 20.000 m² Grundfläche nicht 
anzuwenden, da Eingriffe die auf Grund der Aufstellung eines solchen Bebauungs-
planes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten (§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 
 
 

C) Beschreibung des Baugebietes 
 

1.) Lage und Größe 
 

Die Ortschaft Altershausen, die ein Ortsteil der Gemeinde Münchsteinach ist, liegt 
ca. 6 km nördlich von Münchsteinach entfernt.  
 
Münchsteinach gehört nach dem Landesentwicklungsprogramm (LEP) der Planungs-
region 8, Westmittelfranken mit Verwaltungssitz in  Ansbach an. 
 
Das Gemeindegebiet umfaßt  zur Zeit eine Fläche von ca. 29,47 km². Die Gemeinde 
Münchsteinach ist gegliedert in 8 Ortsteile und hat im Moment ca. 1346 Einwohner. 
 
Der vorliegende Bebauungsplan grenzt im Süden an den alten Ortskern von Alters-
hausen an. 
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Das Plangebiet beinhaltet die Fläche der Flurnummern der Gemarkung 
Altershausen:  

118, 119, 120, 121, 122, 123, 124, 125, 126, 142, 143, 144, 145, 146, 147, 148, 149, 
150, 151, 152, 153, 154, 155, 156, 157, 158, 159, 160, 161, 162, 163, 164, 165, 166, 
167, 168, 169, 170, 171, 172, 173, 174, 176, 177, 178, 179, 180, 181, 182, 183, 184, 
185, 186, 187, 188, 189, 190, 191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 
202, 203, 204, 205, 206, 207, 208, 209, 210, 211, 212, 213, 214, 215, 216, 217, 218, 
219, 220, 221, 222, 222/1, 223, 224, 225, 226, 227, 228, 229, 230, 231, 232 und 233 

Der genaue Geltungsbereich der Satzung ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 
Die verkehrliche Erschließung ist durch die Anbindung an die Hauptstraße  
(Kr. NEA 1) gesichert. 
 

2.) Bestand 
 

Gegenwärtige Nutzung 
Das Kirchdorf Altershausen liegt inmitten des Steigerwalds an der Weisach, die ein  
Zufluss der Aisch ist. Im Norden schließt sich das von der vorliegenden Planung 
betroffene Wochenendhausgebiet an. Im Nordwesten liegt das Waldgebiet Mittlere 
Höhe. Im Südwesten liegt das Flurgebiet Polleiten, im Süden Kessel, im Südosten 
Schwambach. Ca. 1 km östlich erhebt sich der Stadlmannsberg (380 m ü. NN) 
 
Verkehr 
Altershausen ist mit den Nachbarortschaften Abtsgreuth und Schornweisach   
Durch eine flächenerschließende örtliche Straßenverbindung verbunden. 
 
Schutzgebiete 
Schutzgebiete i.S. des Naturschutzgesetzes LSA sowie der EU-Vogelschutzrichtlinie 
und FFH-Richtlinie werden von der Planung folgendermaßen berührt: 
 
Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
weist den Geltungsbereich des Bebauungsplanes im BayernAtlas als Naturpark 
nach § 27 BNatSchG aus.  
 
Demnach sind Naturparke  
(1) einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die  
      1. großräumig sind, 
      2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete, 
      3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung beson- 
          ders  eignen und in denen ein nachhaltiger Tourismus angestrebt wird,  
      4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für Erholung vorgesehen sind, 
      5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige 
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          Nutzung geprägten Landschaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen und 
          in denen zu diesem Zweck eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung ange- 
          strebt wird und 
      6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu för- 
          dern. 
(2) Naturparke sollen auch der Bildung für nachhaltige Entwicklung dienen.  
(3) Naturparke sollen entsprechend ihren in Absatz 1 beschriebenen Zwecken unter 
      Beachtung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geplant,  
      gegliedert, erschlossen und weiterentwickelt werden. 
 
 
Ebenso weist der BayernAtlas Teile des Gebietes als Landschaftsschutzgebiet 
nach §26 BayNatschG aus- die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes wurden 
nachrichtlich in den Planteil übernommen 
 
(1) Landschaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen  
      ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich ist  

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und nach-
haltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von 
Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflan-
zenarten,  

2. wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kultur-
historischen Bedeutung der Landschaft oder 

3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung.  
(2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer Beachtung des § 5 
     Absatz 1 und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlungen verboten, 
     die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck  
     zuwiderlaufen. 

 
 

Des Weiteren sind im Änderungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans Biotope 
enthalten, die ebenfalls aus dem BayernAtlas nachrichtlich in den Planteil übernom-
men wurden  
 
Gleichermaßen wurden auch die Ökoflächen im Bereich von Alterhausen aus dem 
BayernAtlas nachrichtlich in den Planteil übernommen. Im Geltungsbereich selbst 
befinden sich demnach keine Ökoflächen. 
 
Im nordwestlichen Teil des Änderungsbeichs des vorliegenden Bebauungsplanes 
befindet sich ein von der Kreisverwaltungsbehörde per Verordnung festgelegtes 
Wasserschutzgebiet das zum Schutz der öffentlichen Wassergewinnung aus der 
Weisachquelle (Kennzahl 4120632900007) ausgewiesen wurde und gleichfalls 
nachrichtlich in den Planteil übernommen wurde 
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Denkmalschutz 
Baulichkeiten oder Flächen, die dem Denkmalschutz unterstehen, sowie archäolo-
gische Kulturdenkmale sind zum Zeitpunkt der Planaufstellung im Geltungsbereich 
nicht bekannt. 
Lediglich im Ortskern von Altershausen sind diverse Bau- und Bodendenkmäler be-
kannt, die nachrichtlich in den Planteil übernommen wurden. 
 
Für alle neu aufgefundenen Bodendenkmäler besteht eine gesetzliche Meldepflicht 
gemäß Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG) die dem bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege anzuzeigen sind.  

 
Altlasten 
Altlastverdächtige Flächen sind Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert 
oder abgelagert worden sind (Altablagerungen) oder Grundstücke stillgelegter Anla-
gen (Altstandorte), bei denen der Verdacht besteht, dass schädliche Bodenveränder-
ungen oder Gefahren für die Allgemeinheit hervorgerufen werden. Nach dem der-
zeitigen Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlastverdachtsflächen bekannt. 

 
 

D)  Inhalt des Bebauungsplanes  
 

1.) Art der baulichen Nutzung 
 

Der zu überplanende Bereich des bestehenden Bebauungsplanes Nr. 4 "Weinberg" 
wird neu festgesetzt als reines Wohngebiet gem. § 3 BauNVO.  
 

2.) Maß der baulichen Nutzung 
 

Da für das Plangebiet die mögliche bebaubare Fläche relativ hoch ist, ist es notwen-
dig, bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung Beschränkungen vorzunehmen. Es 
wird das Maß der baulichen Nutzung über die Festlegung von Baugrenzen und die 
Festlegung der Art der baulichen Nutzung festgesetzt. Baulinien und Baugrenzen 
setzen die Fläche fest, die zur Bebauung bestimmt sind und somit auch die Flächen, 
die von Bebauung freizuhalten sind.  
 
Um die zu versiegelnde Fläche des bebaubaren Bereiches möglichst gering zu hal-
ten, werden gemäß §17 BauNVO die Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung  für den zu überplanenden Bereich des bestehenden Bebau-
ungsplanes Nr. 4 "Weinberg" wie folgt neu festgesetzt: 
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• Grundflächenzahl (GRZ) im Sinne des § 19 BauNVO             =>      0,2 
 

• Geschossflächenzahl (GFZ) im Sinne des § 20 BauNVO       =>      0,4 
 

• Baumassenzahl (BMZ) im Sinne des § 20 BauNVO               => wird keine 
                                                                                                    Festgesetzt 
 

• die Zahl der Vollgeschosse wird auf II festgesetzt; wobei ein Vollgeschoss im 
talseitigen Untergeschoss möglich ist  (II/U) 
 

• die Höhe der baulichen Anlagen wird wie folgt neu festgesetzt: 
 

- Die maximale Traufhöhe darf bei Wohngebäuden mit der Festsetzung II/U, 
talseitig nicht mehr als 5,50 m betragen. 
Jedem Bauantrag ist ein genau nach Nivellement erstellter Geländeschnitt 
im M = 1 : 100 beizufügen. 

 
Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflä-
chen von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück unterbaut wird, sowie Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen mitzu-
rechnen. Dabei darf gem. § 19 Abs. 4 die zulässige Grundfläche durch die Grund-
flächen der Nebenanlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, wobei eine 
Höchstgrenze von 0,8 nicht überschritten werden darf (Kappungsgrenze).  
 

3.) Bauweise 
 

Innerhalb des Plangebietes gilt: 
 
• die offene Bauweise mit der Abweichung, dass Garagen und damit verbundene 

sonstige Nebengebäude im Rahmen des Art. 6, Abs. 9 BayBO an den seitlichen 
Grundstücksgrenzen zulässig sind, auch wenn sie an Hauptgebäuden angebaut 
werden. 
 

• Garagen und Nebengebäude sind in einem Baukörper zusammenzufassen 
 

• Im Hanggelände sind Kellergaragen zulässig 
 

• es sind nur Einzelhäuser zulässig 
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4.) Örtliche Bauvorschriften nach Art. 81; BayBO 
 
• Als Dachform wird das Satteldach mit einer zulässigen Neigung von 12 - 22° 

festgesetzt 
 

• Eindeckung rottonig oder anthrazit 
 
• die Genehmigungsbehörde kann die Bildung von Baugruppen vorschreiben 
 
• Kniestöcke können bis zu einer Höhe von 25cm zugelassen werden 
 
• Dachgauben sind unzulässig 
 
• Als Einfriedung der Grundstücke sind an öffentlichen Verkehrsflächen nur Zäune 

mit einer Gesamthöhe bis zu 1,00 m zulässig. Der Abstand des Zaunes zum Bo-
den soll für Kleinsäuger  durchgängig sein und somit einen Mindestabstand von 
15cm zum Boden haben. Sofern an öffentlichen Verkehrsflächen Einfriedun-
gen errichtet werden, sind vor diesen Anlagen Buschhecken im Abstand von  
1,00 m hinter den straßenseitigen Grundstücksgrenzen zu pflanzen. 

 
• Die Außenflächen der Untergeschosse und des sichtbaren Mauerteils der 

Kellergeschosse und Sockel sind in dunkel abgesetzten Farbtönen (erdfarben) 
zu streichen, sofern sie nicht mit Naturstein verblendet, oder in Sichtmauerwerk 
ausgeführt werden. 

 
• grellfarbene Anstriche sind generell unzulässig 

 

• Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen, z.B. durch die 
Verwendung von sickeroffenenem Pflaster 
 

 

5.) Flächen für Versorgungsanlagen und Spielplätze 
 

Für die zur Versorgung dienende Trafostation, wurde innerhalb des  Bebauungspla-
nes  eine Fläche gem. § 9 (1) Nr. 12 BauGB festgesetzt.  
 
Auf der Fl. Nr. 229 wurde im Bebauungsplan für das „Sondergebiet Wochenendhaus-
gebiet“ ein Spielplatz festgesetzt, der im geplanten „reinen Wohngebiet“ entfallen 
soll. Es ist davon auszugehen, dass bei den vorhandenen Grundstücksgrößen im 
Plangebiet Kindern ausreichend Platz zum Spielen auf Privatgrundstücken zur Ver-
fügung gestellt werden kann und ein attraktiver öffentlicher Spielplatz an der südöst-
lichen Grenze des Plangebietes, also in erreichbarere Nähe, vorhanden ist. Der weg-
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fallende Spielplatz wäre demnach nicht in dem gewünschten Maß frequentiert, dass 
die Unterhaltung in einer angemessenen Relation zur Nutzung stehen würde. Die ge-
meinsame Nutzung des vorhandenen Spielplatzes durch die Kinder aus dem Dorf 
und derer aus dem Siedlungsgebiet würde zudem der Integration von Neubürgern in 
die Dorfgemeinschaft äußerst zuträglich sein. 
 
Der Parkplatz angrenzend an die Fl. Nr. 229 soll ebenfalls verkleinert werden und nur 
noch eine Breite von 6,00m Tiefe haben, der Rest soll dem Grundstück 229 als Bau-
land zugeschlagen werden- siehe hierzu Planteil. 
 
Durch die Änderung der beiden vorgenannten Flächen kann ein zusätzliches Bau-
grundstück entstehen, das im Sinne einer Nachverdichtung ebenfalls von Vorteil 
wäre. 

 
 

E) Erschließung / Ver- und Entsorgung 
 

Grundlage der Bebauung ist die ordnungsgemäße Verkehrsanbindung, Erschließung 
der Wasserversorgung, die schadlose Ableitung des Schmutz- und Regenwassers 
sowie die ordnungsgemäße Behandlung des Abwassers und der Abfälle. 
 

1.) Verkehrserschließung und Einfahrtsbereiche 
 

Das Plangebiet ist über eine bestehende Anbindungen an das kommunale Straßen-
netz angeschlossen, das mit den Nachbarortschaften Abtsgreuth und Schornwei-
sach  durch eine flächenerschließende örtliche Straßenverbindung verbunden ist. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über bestehende, durch das Plangebiet führende, 
Straßen. Siehe hierzu der in der Anlage beigefügte Planteil.  
 

2.) Trinkwasser 
 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt über das bestehende öffentliche Netz. 
  
 

3.) Löschwasser 
 

Für die Brandbekämpfung ist eine ausreichende Löschwassermenge vorzuhalten. 
Das erforderliche Löschwasser für den Grund- und Objektschutz muss innerhalb des 
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Löschbereichs im Umkreis von maximal 300 m zur Verfügung stehen. 
 
Die bestehenden Ober-, bzw. Unterflurhydranten liegen im Plangebiet innerhalb des 
erforderlichen Löschbereichs von 300 m; Die Abstände zwischen den Hydranten 
betragen gemäß DVGW und AGBF meist unter 150 m und wurden nachrichtlich in 
den Planteil übernommen. 

 
Der Löschwasserbedarf für den Löschbereich ist nach dem Technischen Regelwerk 
der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches (DVGW) festzulegen. Das 
technische Regelwerk differenziert den erforderlichen Löschwasserbedarf nach der 
Gefahr der Brandausbreitung. 
 

4.) Schmutzwasser / Niederschlagswasser 
 

Die Abwasser- und Regenwasserbeseitigung erfolgt über den Hausanschluss der 
bestehenden  Anlagen innerhalb des Plangebietes. Die Erschließung wird hierdurch 
über das bestehende örtliche Kanalnetz (im Planbereich: Mischwasserkanal) sicher- 
gestellt. Die Kanalbestandsaufnahme der Gemeinde Münchsteinach; OT Alters-
hausen, wurde nachrichtlich in den Planteil übernommen . 

5.) Energieversorgung 
 

Es besteht eine bereits vorhandene Anbindung des Geltungsbereiches. Die konkre-
ten Anschlussmöglichkeiten sind vor Ort beim zuständigen Versorgungsträger, im 
Rahmen der Objektplanung von dem jeweiligen Bauherrn zu beantragen.  
Im Ausbaubereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom 
Deutschland GmbH. Bei der Bauausführung, einschließlich Anpflanzungen, ist darauf 
zu achten, dass Beschädigungen an Telekommunikationslinien vermieden werden 
und aus betrieblichen Gründen (z.B.im Falle von Störungen) jederzeit der ungehin-
derte Zugang von vorhandenen Telekommunikationslinien möglich ist.   
Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden über die zum Zeitpunkt 
der Bauausführung vorhandenen  Telekommunikationlinien unter 
 https::/ /trassenauskunft-kabel.telekom.de über die Lage informieren.  
Die Kabelschutzanweisung der Telekom Deutschland GmbH ist zu beachten. 
  
 
 

F) Naturhaushalt 
 

Das Plangebiet liegt im Südosten des Naturparks Steigerwald und in geringem Maß 
auch in dem Landschaftsschutzgebiet (LSG-00569.01;WDPA: 396119) innerhalb des 
Naturparks Steigerwald (ehemals Schutzzone). Es liegen Daten über Bau- und Bo-
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dendenkmäler, sowie über Ökoflächen und Biotopflächen vor, die allesamt nachrich-
tlich in den Planteil übernommen wurden. 
  
Hinsichtlich des Zeitraumes der Baumaßnahmen (Baufeldfreimachung, Rodung von 
Gehölzen) ist zu beachten, dass gemäß § 39 BNatSchG Bäume, Hecken, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September zum Schutz 
der Brutvögel nicht entfernt bzw. abgeschnitten werden dürfen. 

 

1.) Eingriffsregelung 
 

Die Eingriffsregelung ist für Bebauungspläne der Innenentwicklung mit weniger als 
20.000 m² Grundfläche nicht anzuwenden, da Eingriffe die auf Grund der Aufstellung 
eines solchen Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten (§ 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 

2.) Begrünungsmaßnahmen 
 

Sollten bestehende Einzelbäume gerodet werden sind diese durch geeignete 
heimische, standortgerechte Bäume zu ersetzen.  
  
Vorgesehene Pflanzflächen sind wie im Bebauungsplan festgesetzt, in unterschied-
licher Breite mit bodenständigen Gehölzen, Strauch und Buschwerk zu bepflanzen. 
Der vorhandene Aufwuchs an Böschungen und an den Gebietsrändern sowie aus-
serhalb der Bauwerke ist zu erhalten. 
Sofern nicht vorhanden, ist an den Gebietsrändern eine geschlossene Bepflanzung 
von mind. 3,00m Breite anzulegen. Bei Angrenzung an landwirtschaftlich genutzte 
Flächen darf die Einfriedung mit Bepflanzung nur mit einem Abstand von 0,60 m von 
der Grundstücksgrenze errichtet werden. 
  
Gemäß §39 BNatSchG ist die Rodung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der 
Vogelbrutzeit im Zeitraum von Oktober bis Ende Februar erlaubt. 
  
 
 

G)  Artenschutz 
 

Bezüglich zu schützender Arten im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist nichts 
bekannt und es besteht seitens des Naturschutzes kein Verdacht. 
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H) Immissionsschutz/ Emissionsschutz 
 

1.) Lärmimmission 
 

Altershausen ist mit den Nachbarortschaften Abtsgreuth und Schornweisach   
Durch eine flächenerschließende örtliche Straßenverbindung verbunden. Durch die 
zurückversetzte Lage des Geltungsbereiches von der Hauptstraße aus, ist mit keiner 
signifikanten Beeinträchtigungen der Anwohner durch Verkehrslärm zu rechnen. 
 
Bestehende Gewerbebetriebe, sind jetzt schon zur Rücksichtnahme angehalten-  
es ergibt sich durch die Überplanung des Wochenendhausgebietes keine signifikante 
Änderung. 
 
Aus der Sicht des Immissionsschutzes ergeben sich zur Planung keine Bedenken 
 
 

2.) Luftimmission/ Emission 
 

Immissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft herbeizuführen, sind zu vermeiden. Dabei sind auch Belästigungen durch 
Gerüche zu vermeiden. Zur Beurteilung ist die – Technische Anleitung zur Rein-
haltung der Luft - heranzuziehen. 

 
Ein erheblicher Nachteil oder eine Belästigung der Nachbarschaft durch 
Luftimmissionen ist durch die Umnutzung nicht zu erwarten. 
 
Landwirtschaftliche Emissionen von Betrieben außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes sind zu dulden 
 
 

I) Gewässerschutz 
 

Es befindet sich im nordwestlichen Teil des Änderungsbeichs des vorliegenden Be-
bauungsplanes eine Trinkwasserschutzzone.  
 
Das Wasserschutzgebiet das von der Kreisverwaltungsbehörde per Verordnung 
zum Schutz der öffentlichen Wassergewinnung aus der Weisachquelle (Kenn-
zahl 4120632900007) ausgewiesen wurde wurde gleichfalls nachrichtlich in den 
Planteil bernommen. 
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Es besteht aus einer engeren und einer weiteren Schutzzone, wobei die engere 
Schutzzone sich ausserhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befindet. 
 
Es sind die Festsetzungen der Verordnung, die im Amtsblatt des Landkreises 
Neustadt/ Aisch – Bad Windsheim veröffentlicht wurden zu beachten. 
 
Die Veröffentlichung der Verordnung wurde dieser Begründung als Anlage 
angehängt. 
 
Oberflächengewässer sind im Geltungsbereich nicht vorhanden. Unabhängig davon 
sind die Belange des Gewässerschutzes bei allen Maßnahmen innerhalb des Plan-
gebietes zu berücksichtigen. 
 
Der Regenwasserabfluss kann durch geeignete Maßnahmen minimiert werden. Dies 
kann erreicht werden, z.B. durch die Nutzung des Regenwassers als Brauchwasser 
oder durch Gestaltung von Stellplatzflächen mit durchlässigen Belägen oder durch 
Einbau von Regenwasserpuffern.  
 
 
 

J) Bodenschutz 
 

Entsprechend der Bodenschutzklausel (§ 1a BauGB) und den Maßgaben des Bun- 
desbodenschutzgesetzes soll mit der unvermehrbaren Ressource Grund und Boden 
sparsam umgegangen werden. Eine zusätzliche bauliche Inanspruchnahme von 
Flächen sollte möglichst gering sein und möglichst durch Wiedernutzbarmachung 
bereits vorgenutzter Flächen erfolgen. 
 
Eine zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen und damit ein weiterer Eingriff in 
Natur und Landschaft wird mit vorliegendem Bebauungsplan nach § 13a BauGB 
vermieden. Dem Grundsatz einer bodenschonenden, nachhaltigen Stadtentwicklung 
wird entsprochen. 
 
 

K)  Zusammenfassung 
 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Überplanung des bisherigen „Sondergebietes Wo-
chenendhausgebiet“ als zukünftiges reines Wohngebiet. 

Hiermit sollen die bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden, um dem Begehren der Gemeinde Münchsteinach und 
der Eigentümern der Grundstücke des jetzigen „Sondergebietes Wochenendhaus-
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gebiet“, die dortigen Häuser zur dauerhaften Wohnnutzung verwenden zu können, 
bzw. die Grundstücke mit Häusern zu bebauen, die der dauerhaften Wohnnutzung 
dienen. 

Somit wird dem Ortsteil Altershausen die Perspektive einer maßvollen Entwicklungs-
möglichkeit gegeben, ohne dass zusätzliche Flächen in Anspruch genommen wer-
den 

Der Bebauungsplan sieht eine geordnete und zielgerichtete Entwicklung vor. 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Münchsteinach, den __________________ 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________________________ 
Jürgen Riedel     (Siegel) 
Erster Bürgermeister 



I

Amtsblatt
Amtliche Mitteilungen des Landkreises

Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

Nr. 3 J a h r g a n g 2 0 1 7 18.02.2017

L A N D R A T S A M T
Verordnung des Landratsamtes Neu-
stadt a.d.Aisch-Bad Windsheim vom

30.01.2017

Ortsteil Altershausen im Landkreis Neu-
stadt
versorgung aus der Weisachquelle (Kenn-
zahl 4120632900007), Landkreis Neustadt

a.d.Aisch-Bad Windsheim

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad
Wi

51 Abs.
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. d. F.
der Bekanntmachung vom 31.07.2009

Gesetz vom 04.08.2016 (BGBl. I S. 1972)
i. V. mit Art. 31 Abs. 1 und 2 des Bayer.
Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 25.02.2010 (GVBI

vom 22.12.2015 (GVBI S.458) folgende
V e r o r d n u n g

Allgemeines

hausen das i

ses Gebiet werden die Anordnungen nach

Schutzgebiet
(1) das Schutzgebiet besteht aus
einem Fassungsbereich (Schutzzone I)
einer engeren Schutzzone (Schutzzone II)
einer weiteren Schutzzone (Schutzzone III)
(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und

der einzelnen Schutzzonen sind in dem

stab 1 :
Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim und in der Gemeindekanz-

eingesehen werden. Die genaue

jeweils gekennzeichneten Grund-

gekennzeichneten Linie.
(3)

Bezeichnungen der im Schutzgebiet

festgesetzten Grenzen der Schutzzo-
nen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine

und die weitere Schutzzone sind, so-
weit erforderlich, in der Natur in geeig-
neter Weise kenntlich gemacht.

ge Handlungen
(1) Es sind

in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone
entspricht Zone III II

1.
1.1

deckt wird, vorzunehmen oder zu erweitern;
insbesondere Fischteiche, Kies-, Sand-, und

und Torfstiche

unktion der Grund-

mindert wird

verboten, ausgenommen
Bodenbearbeitung im Rah-

- und forstwirt-
schaftlichen Nutzung

1.2
-

und
- sofern die Bodenauflage wiederhergestellt wird

verboten

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern (ohne Nrn.
2.1, 3.7 und 6.11) --- verboten

1.4
1.5 Untertagebergbau, Tunnelbauten verboten
2.
2.1

UVPG und Rohrleitungsverordnung zu errich-
ten oder zu erweitern

verboten

2.2

zu erweitern
lagen, wie sie im Rahmen von Haushalt und Land- verboten

2.3

Nr. 2.2 (siehe Anlage 2, Ziffer 3) ltern bis zu je 50 Liter
verboten

2.4

2.3)
verboten

Herausgeber:
Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
Konrad-Adenauer-Str. 1
91413 Neustadt a.d.Aisch

Ansprechpartner: Rainer Kahler
Telefon: 09161 92-102
Telefax: 09161 92-106
E-Mail: amtsblatt@kreis-nea.de
Internet: http://www.kreis-nea.de
Verantwortlich:

mailto:amtsblatt@kreis-nea.de
http://www.kreis-nea.de


II

in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone
entspricht Zone III II

2.5 Genehmigungspflichtiger Umgang mit radioak-
tiven Stoffen im Sinne des Atomgesetzes und
der Strahlenschutzverordnung

verboten

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen
3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu errichten o-

gen
die Dichtheit und Standsicherheit durch geeignete

chergestellt ist

verboten

3.2 Regen- und Mischwasserentlastungsbauwerke
zu errichten oder zu erweitern verboten

3.3 Trockenaborte

sind
verboten

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten, ausgenommen gereinigtes Abwasser aus

tung

verboten

3.5 Anlagen zur
- Versickerung von Abwasser
-

zu errichten oder zu erweitern

verboten

3.6

zu erweitern (auf die Erlaubnispflichtigkeit nach

gewiesen)

-

nen Oberboden oder durch gleichwertige Filter-
anlagen1

-
auf g

verboten

3.7
errichten oder zu erweitern

nahme durch Druckprobe nachgewiesen und wie-

10 Jahre durch Druckprobe oder anderes gleichwer-
tiges Verfahren

Abwasser verboten)

verboten

4.
4.1

zu errichten oder zu erweitern
-

der jeweils geltenden Fassung beachtet werden
und

- wie in Zone II

- - und
-

Wege und Ei-
- und Privat-

wege
-

Wassers
4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu erwei-

tern verboten

4.3
laugbare Materialien (z.B. Schlacke, Teer, Im-

-, Wege-, Ei-
senbahn- oder Wasserbau zu verwenden

verboten

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager zu er-
richten oder zu erweitern --- verboten

4.5 Bade-
weitern; Camping aller Art

Nr. 3.7
verboten

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu erweitern -

von Nr. 3.7
-

sportanlagen

verboten

1 siehe ATV-DVWK-



III

in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone
entspricht Zone III II

4.7 -
sorgung und ausreichenden, befestigten Park-

-
verboten

4.8 verboten
4.9

verboten

4.10
4.11 Kleingartenanlagen zu errichten oder zu er-

weitern verboten

4.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf
-, forstwirtschaft-

lagen)

verboten

4.13 nu - und bedarfsgerechter nur standort- und bedarfs-

4.14
tung oder bis zu einer Bodenfeuchte von 70% der verboten

5. bei baulichen Anlagen
5.1 bauliche Anlagen zu errichten oder zu erwei-

tern -

rung eingeleitet wird unter Beachtung von Nr. 3.7
und
-

verboten

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten
5.3 Stallungen zu errichten oder zu erweitern 2 Anlage 2 Ziffer 5 a oder

schaftliche Anwesen, wenn die Anforderungen ge- verboten

5.4 Anlagen zum Lagern und
verboten

5.5 bereitung zu er-

sprechend Nr. 5.4
verboten

6.
6.1

strat aus Biogasanlagen und Festmistkompost verboten

6.2 gelten-

6.3

zentralen Bioabfallanlagen

verboten

6.4
oder

Niederschlag dicht abgedeckt
verboten

6.5
Anlagen

dichten Foliensilos bei Silier-
safterwartung sowie Ballensilage verboten

6.6 Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtier-
haltung

stehende Nutzungen, die unmittelbar an vorhan-
dene Stallungen gebunden ist

verboten

2 -
der jeweils geltenden



IV

in der weiteren Schutzzone in der engeren Schutzzone
entspricht Zone III II

6.7 --- verboten
6.8 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus

Luftfahrzeugen oder zur Bodenentseuchung verboten ausgenommen bei waldbestands

6.9
tung oder bis zu einer Bodenfeuchte von 70% der verboten

6.10 -

6.11 besondere Nutzungen im Sinne von Anlage 2,
Ziffer 7 neu anlegen oder zu erweitern rungs verboten

6.12 Rodung, Kahlschlag oder eine in der Wirkung

Ziffer 7)
6.13 Nasskonservierung von Rundholz verboten

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I)

im Rahmen der Wassergewinnung und
-

oder der von ihm Beauftragten.

(3)
Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich

Handlungen im Rahmen der Wasser-
gewinnung und -

ist, oder der von ihm Beauftragten.

Ausnahmen

(1) Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-
Bad Windsheim kann von den Verboten

men zulassen, wenn:
1.

oder
2.

Allgemeinheit dies erfordern oder
3. dies zur Vermeidung unzumutbarer

forderlich ist und der Schutzzweck

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann
mit Inhalts- und Nebenbestimmungen
verbunden werden und bedarf der
Schriftform.

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landrat-
samt Neustadt a.d.Aisch-Bad Winds-

derhergestellt wird, sofern es das Wohl
der Allgemeinheit, insbesondere der
Schutz der Wasserversorgung erfordert.

hender Einrichtungen

(1)

Schutzgebietes haben die Beseitigung

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung bestehen und deren Be-
stand, Errichtung, Erweiterung oder Be-

Anordnung des Landratsamts Neustadt
a.d.Aisch Bad Windsheim zu dulden,
sofern sie nicht schon nach anderen
Vorschriften verpflichtet sind, die Ein-

(2)
-98 WHG

leisten.

Kennzeichnung des Schutzgebietes

innerhalb des Schutzge-
bietes haben zu dulden, dass die Grenzen
des Fassungsbereiches und der Schutzzo-
nen durch Aufstellen oder Anbringen von
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

(1)
tigten von Grund
Schutzgebietes haben Probenahmen
von im Schutzgebiet zum Einsatz be-

schutzmitteln durch Beauftragte des
Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim und des Wasserversor-
gungsunternehmens zur Kontrolle der
Einhaltung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Bo-
den-, Vegetations- und Wasserproben
und die hierzu notwendigen Verrichtun-

schutzgebiet durch Beauftragte des
Landratsamts Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim und des Wasserversor-
gungsunternehmens zu dulden.

(3) Sie haben ferner das Betreten der

ist, oder der von ihm Beauftragten, zur

gungs- und Abwasseranlagen (Eigen-

jeweils geltenden Fassung zu gestatten,
die hierzu erforderlichen Aus
erteilen und technische Ermittlungen und

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf
Grund dieser Verordnung ergehende
Anordnung das Eigentum unzumutbar

nicht

-98 WHG und Art.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf
Grund dieser Verordnung ergehende

- o-
der forstwirtschaftliche Nutzung be-

ten wirtschaftlichen Nachteile ein ange-

WHG und Art. 32, 57 BayWG zu leisten.

Ordnungswidrigkeiten

WHG und Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann

1. einem Verbot nach
Abs. 2 zuwider handelt,

2.
sene Handlung vornimmt, ohne die mit
der Ausnahme verbundenen Inhalt-
und Nebenbestimmungen zu befolgen,

3.

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung im Amtsblatt des Land-
kreises Neustadt a.d.Aisch-Bad Winds-
heim in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung des Land-
ratsamtes Neustadt a.d.Aisch-Bad Winds-

G
che Wasserversorgung im Ortsteil Alters-

Neustadt a.d.Aisch, 30.01.2017

Landratsamt
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim





VI

Anlage 2:
3 der Schutzgebiets-

verordnung

1.

Es ist jeweils die aktuelle Fassung der

2. Anlagen zum Umgang mit wasserge-

In den Fassungsbereichen und in der
engeren Schutzzone sind Anlagen zum

In der weiteren Schutzzone sind nur zu-

1. oberirdische Anlagen de
dungsstufen A bis C, die in einem
Auffangraum aufgestellt sind, sofern

muss maximal das in den Anlagen

dender Stoff

2. unterirdische Anlagen
dungsstufen A und B, die doppelwan-

VAwS.

z.B. im Zusammenhang mit Kompostier-

keine besonderen Anforderungen ge-
stellt.

3.

lagen (zu Nr. 2.3)

-
Pflanzenschutzmitteln nach den

6.2, 6.5 und 6.6,
-

terdienstes
-

Maschinen
- den privaten Haus-

gebrauch
- und die Kompostierung im eigenen

Garten.

Entsprechend der VAwS werden an Ab-

gen hinaus keine Anforderungen ge-
stellt.

4. Anlagen zur Versickerung von
chem und kommunalen Abwasser (zu
Nr. 3.5)

Das Abwasser ist vor Versickerung nach
strengeren als den Mindestanforderun-

(AbwV) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu reinigen. Die Anforderungen
richten sich dabei nach den eins

5. Stallungen (zu Nr. 5.3)

Ziffer 5 a:
1.

ren:
den mit mehr als 40 Dungeinheiten

zuteilen.
40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stick-
stoff pro Jahr) fallen z.B. bei folgen-

nen Tierarten an:
-

40 (1
- Mastbullen

65
-

150
- Mastschweine

300
- Legehennen, Mastputen

3.500 (100 = 1,14 DE)
- sonst.

10.000 = 0,4 DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinhei-
ten je Stallung bzw. 120 Dungeinhei-

Bei unterschiedlichen Tierarten auf
einer Hofstelle sind die entsprechen-
den Dungeinheiten aufzusummieren.

2. Stallungen mit Festmistverfahren:
Bei Tie
Dungeinheiten ist das erforderliche

Der Tierbestand darf 80 Dungeinhei-
ten je Stallung bzw. 160 Dungeinhei-

Bei mehreren Tierarten auf einer Hof-
stelle sind die entsprechenden Dun-
geinheiten aufzusummieren.

3. Stallungen mit gemischten Ent-
mistungsverfahren: Die maximalen

entsprechend Pkt. 1 und Pkt. 2 zu er-
mitteln.

4. Ausnahmegenehmigung
Eine Ausnahmegenehmigung nach

wirtschaftlichen Betrieben zu erteilen,
wenn dies betriebsbedingt notwendig
ist (Existenzsicherung) und das er-

technische Anforderungen ausgegli-
chen werden kann, wenn dadurch der

Ziffer 5 b:

-

sprechend Anhang 5 Nr. 4.2 der VAwS
vorzusehen.

auf denen Kot und Harn anfallen, sind

(Beton mit hohem Wassereindringwi-

zu kontrollieren.

en ist der Stall in hyd-
raulisch-betrieblich abtrennbare Ab-
schnitte zu gliedern, die einzeln auf

bar sind.

che sowie die Zuleitungen sind baulich
so zu gliedern, dass eine Reparatur je-

auf den Anhang 5 der VAwS hingewie-
sen.

der Technik,
insbesondere DIN 1045, sind zu beach-
ten.

Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der

Wasserversorgungsunternehmen 14
Tage vorher anzuzeigen.

Betriebe, die durch Zusammenschluss
oder Teilung aus einem in Zone III vor-
handenen Anwesen entstehen, gelten

5. Beweidung, Freiland-, Koppel- und
Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7):

narbe liegt dann vor, wenn das wie bei
Rinderweide unver-

punktuelle Verletzungen im Bereich

6. Besondere Nutzungen (zu Nr. 6.12):

sind folgende landwirtschaftliche, forst-
ut-

zungen:
- Weinbau
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- Obstbau, ausgenommen Streuobst-
nutzung

- Hopfenanbau
- Tabakanbau
-

- Baumschulen und forstliche Pflanz-

Das Verbot bezieht sich nur auf die
Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht
auf die Verlegung im Rahmen des er-

des Trinkwasserschutzgebiets liegen.

7. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung
(zu Nr.

6.13)

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer

in einem oder in wenigen kurz aufei-
nander folgenden Eingriffen entnom-
men werden, ohne dass bereits eine

gung vorhanden ist und daher durch die

landbedingungen (Klima) entstehen.

Eine dem Kahlschlag gleichkommende

der nur noch vereinzelt Baume stehen

ebenfalls Freilandbedingungen entste-
hen.

Ein Kahlschlag kann auch entstehen,
wenn zwei oder mehrere benachbarte

der Summe zu oben genannten Frei-

oder mehrerer

ser Verordnung lediglich in der Summe

Windwurf, Schneebruch oder durch

Beseitigung nur durch die Entnahme al-

Neustadt a.d.Aisch, 30.01.2017

Landratsamt
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

LkrABl. Nr. 03/2017
______________________

L A N D R A T S A M T

Beim Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad
Windsheim wurde angemeldet, dass Ein-

der Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad
wird:

01.03.2017 bis 31.03.2017
Betroffene Gemeindegebiete: Bad
Windsheim, Dachsbach, Gerhards-
hofen, Markt Nordheim, Markt Taschen-
dorf und Trautskirchen

fernzuhalten.
-

sind umgehend, je-
nes Mo-

schriftlich bei der Gemeinde oder inner-
halb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt,

und der beteiligten Truppe Kenntnis erlangt
hat, schriftlich bei der Schadensregulie-
rungsstelle des Bundes anzumelden.

1. Schadensregulierungsstelle:

Tel. 0911 992610

2. Beschwerden bzgl.
Deutsch-Amerikanische Verbindungs-
stelle, Frau Helga Moser, Katterbach
Army Airfield, 91522 Ansbach, Tel. 0152
09114369

und/oder

trieb in der Bundeswehr, Luftwaffenkas-
erne WAHN 501/11, Postfach 90 61 10,

renfrei), Fax: 02203 9082776, E-Mail:
FLIZ@bundeswehr.org

3. Beschwerden bzgl. der festgelegten

-Army, Tel.
09802 832634 oder Tel. 01577 1918155

LkrABl. Nr. 03/2017
______________________

S P A R K A S S E I M L A N D K R E I S
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim

Aufgebotsverfahren

Das Sparkassenbuch Nr. 3815044056
(811044056) ist in Verlust geraten. Es wird
hiermit aufgeboten. Der Inhaber des Spar-
kassenbuches wird aufgefordert, seine
Rechte unter Vorlage der Urkunde binnen
einer Frist von drei Monaten bei der Spar-
kasse anzumelden, anderenfalls wird das
Sparkassenbu . Im
rigen verweisen wir auf den Aushang bei
der Sparkasse Neustadt a.d.Aisch, Spar-
kassenplatz 1.
Neustadt, 02.02.2017

gez. Berger, Sparkassendirektor

LkrABl. Nr. 03/2017
______________________

Erscheinung: 23 bis 24 Ausgaben pro Jahr | Das Kreisamtsblatt steht zum Download auf www.kreis- -Mail verteilt (kurze Nachricht an amtsblatt@kreis-nea.de), bei
Bedarf kostenlos versandt (Tel. 09161 92- -Adenauer-Str. 1, 91413 Neustadt a.d.Aisch).
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